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PSG II: Große Chancen 
und ein Berg von Arbeit
Das zweite Pflegestärkungsgesetz (PSG II) ist die umfassendste  Reform 
seit dem Start der Pflegeversicherung. Der Pflegebedürftigkeitsbegriff 
und das neue Begutachtungsverfahren stellen die Absicherung des Ri-
sikos Pflegebedürftigkeit auf ein neues Fundament.

A
uf allen Ebenen wird gearbeitet, 
vorbereitet, verändert: Denn am 
1. Januar 2017 treten der neue 
Begutachtungsbegriff und ein 

neues Begutachtungsverfahren in Kraft. 
Bis dahin muss die Selbstverwaltung in 
der Pflege die Umstellung auf die fünf 
Pflegegrade und die neuen Leistungsbei-
träge in der Praxis vorbereiten, damit die 
neuen Leistungen dann den bundesweit 
2,6 Millionen Pflegebedürftigen, davon 
205.126 in Hessen (Stand Dezember 2013), 
zugutekommen. Während an dieser Front 
also die Arbeit noch in vollem Gange ist, 
sind zum 1. Januar 2016 bereits wichtige 
Änderungen in Kraft getreten:

• Verbesserung der Beratung
Die Pflegekassen benennen für die 
Beratung von Pflegebedürftigen und 
ihren Angehörigen feste Ansprech-
partner. Wer einen Angehörigen ver-
sorgt und pflegt, hat einen eigenen 
Beratungsanspruch.

• Verbesserung der ärztlichen Versor-
gung
Durch das Hospiz- und Palliativge-
setz sind stationäre Pflegeeinrich-
tungen verpflichtet, eine Kooperation 

mit niedergelassenen Haus-, Fach- 
und Zahnärzten einzugehen.

• Mehr Prävention in stationären Pfle-
geeinrichtungen
Um die gesundheitliche Situation 
von Pflegebedürftigen zu verbes-
sern, müssen die Pflegekassen pri-
märpräventive Leistungen in statio-
nären Pflegeeinrichtungen anbieten.

• Qualitätsmessung, -sicherung und 
-darstellung
Der Pflege-TÜV wurde grundlegend 
überarbeitet. Der Ergebnisqualität 
wird nun eine deutlich größere Be-
deutung beigemessen. In Hessen 
werden jährlich etwa 2.200 Einrich-
tungen von MDK und PKV-Prüfdienst 
überprüft.

• Vereinfachte Pflegedokumentation
Die vereinfachte Pflegedokumentati-
on (Strukturmodell) wird flächende-
ckend in ambulanten und stationä-
ren Pflegeeinrichtungen eingeführt. 
Dabei regelt das PSG II klar, dass 
die zeitliche Entlastung der Pflege-
kräfte durch das neue Dokumenta-
tionsmodell nicht zu Personalkür-
zungen führen darf. Etwa 38 Prozent 
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Wer einen Antrag auf Feststel-
lung der Pflegebedürftigkeit stel-
len möchte, hat oft viele Fragen. Aus 
diesem Grund hat der GKV-Spit-
zenverband ein neues Informati-
onsblatt für Versicherte entwickelt. 
Es beschreibt, welche Schritte auf 
den Antragsteller zukommen und 
wie man sich z. B. auf den Besuch 
des Gutachters vorbereiten kann. 
So wird empfohlen, dass die Per-
son, die hauptsächlich pflegt, bei 
dem Gespräch dabei ist. Hilfreich ist 
es auch, Arztberichte, eine Medika-
mentenübersicht oder eine Pflege-
dokumentation vorzulegen. Nicht 
mehr notwendig ist das Führen ei-
nes Pflegetagebuchs. Aktuell wird 
anhand eines Fragenkatalogs er-
mittelt, wo der Antragsteller Hilfe 
benötigt, und was er oder sie noch 
alleine schaffen kann. Das Informa-
tionsblatt kann unter https://www.
vdek.com/LVen/HES.html herunter-
geladen werden.

P F L E G E

Neues Infoblatt 
zum Thema 
 Pflegebedürftigkeit
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automatisch den nächst höheren. 
Menschen, bei denen eine dauer-
hafte erhebliche Einschränkung der 
Alltagskompetenz festgestellt wurde 
(z. B.  Menschen mit Demenz), wer-
den in den übernächsten Pflegegrad 
überführt.

• Soziale Absicherung
Die Pflegeversicherung wird für 
deutlich mehr pflegende Angehöri-
ge Rentenbeiträge entrichten. Dabei 
kommt es darauf an, welchen Pflege-
grad der Pflegebedürftige und wel-
chen Umfang die Pflege hat.

• Erhöhung des Beitragssatzes
Der Beitragssatz der Sozialen Pfle-
geversicherung steigt zum 1. Januar 
2017 um 0,2 Prozentpunkte auf 2,55 
bzw. 2,8 Prozent für Kinderlose.

Und nach der Reform ist vor der Reform: 
Die Bundesregierung gibt mit dem PSG 
III aktuell bereits die dritte Pflegereform 
in dieser Wahlperiode in die parlamen-
tarische Abstimmung. Hierbei liegt der 
Schwerpunkt auf der Ausweitung der 
kommunalen Steuerungs- und Planungs-
kompetenz in der Pflege. Damit werden 
größtenteils Forderungen der Bund-/Län-
der-Arbeitsgruppe zur Stärkung der Rolle 
der Kommunen in der Pflege erfüllt.

Die Anstrengungen zur Weiterentwick-
lung der Pflegeversicherung dürfen in den 
kommenden Jahren nicht zurückgefahren 
werden. Eine wesentliche Herausforde-
rung wird es sein, ausreichend ehrenamtli-
che und professionelle Pflegekräfte zu fin-
den, um die Pflege der wachsenden Zahl 
von Pflegebedürftigen sicherzustellen und 
die Finanzierung der Pflegeversicherung 
nachhaltig zu sichern.  

der hessischen Pflegeeinrichtungen 
wenden bereits heute die verein-
fachte Pflegedokumentation an.

• Anspruch auf Übergangspflege
In der gesetzlichen Krankenver-
sicherung wird der Anspruch auf 
Übergangspflege (häusliche Kran-
kenpflege, Haushaltshilfe, Kurzzeit-
pflege) als neuer Leistungsanspruch 
eingeführt.

Wenn im Januar kommenden Jahres der 
neue Pflegebedürftigkeitsbegriff in Kraft 
tritt, ändert sich gerade für Menschen mit 
geistigen und seelischen Beeinträchti-
gungen viel. So wird z. B. eine demenziel-
le Erkrankung in gleicher Weise berück-
sichtigt wie auch heute schon körperliche 
Einschränkungen von Pflegebedürftigen. 
Das neue Begutachtungsinstrument er-
möglicht eine genauere Erfassung von 
Beeinträchtigungen und Fähigkeiten, die 
Pflegesituation kann in den neuen Pflege-
graden besser abgebildet werden, und es 
gibt weitere Änderungen:

• Leistungserweiterung
Die Leistungen in der ambulanten 
Pflege werden ausgeweitet. Pflege-
rische Betreuungsmaßnahmen zur 
Bewältigung und Gestaltung des 
täglichen Lebens im häuslichen Um-
feld werden zur Regelleistung. Zu-
dem gilt ab 2017 in jeder vollstatio-
nären Pflegeeinrichtung unabhängig 
vom Grad der jeweiligen Pflegebe-
dürftigkeit ein einheitlicher pflege-
bedingter Eigenanteil. Alle Pflege-
bedürftigen haben einen Anspruch 
auf zusätzliche Betreuungsangebote 
in den Pflegeeinrichtungen. Bis zum 
Jahresende müssen die Pflegesatz-
vereinbarungen für rund 1.100 Pfle-
geeinrichtungen in Hessen entspre-
chend angepasst werden.

• Pflegestufen werden in Pflegegrade 
überführt
Die bisherigen Pflegestufen der bun-
desweit 2,6 Millionen Pflegebedürf-
tigen werden automatisch in einen 
der neuen fünf Pflegegrade über-
geleitet. Menschen mit körperli-
chen Beeinträchtigungen erhalten 

Aktuell wird an der Umsetzung des 
PSG II gearbeitet, da steht schon die 
nächste Reform vor der Tür, das PSG 
III: Die Kommunen sollen verstärkt in 
die Strukturen der Pflege einbezogen 
werden. Eine bessere Verzahnung ist 
versorgungspolitisch sinnvoll, eine 
reine Kompetenzverlagerung von 
den Pflegekassen auf die Kommu-
nen jedoch ungeeignet. Sie gefähr-
det vielmehr die professionelle Pfle-
geberatung durch die gesetzlichen 
Pflegekassen. Die Kommunen werden 
ihrer Verantwortung für eine älter 
werdende Gesellschaft bereits aktu-
ell nicht gerecht. Dies wird sich auch 
durch Nutzung der neuen Möglichkei-
ten, z. B. dem Initiativrecht zur Grün-
dung von Pflegestützpunkten, nicht 
verändern. Vielmehr besteht die Ge-
fahr, dass Strukturen am tatsächli-
chen Bedarf vorbei aufgebaut und da-
mit Ressourcen vergeudet werden, 
die den Pflegebedürftigen an anderer 
Stelle fehlen werden.
Es sollte i. ü. neben der Berücksich-
tigung des tatsächlichen Bedarfs 
mehr Wert auf die Qualität der Leis-
tungserbringung gelegt werden. Die 
aktuell aufgedeckten Vorfälle bei 
Pflegediensten zeigen deutlich, dass 
im Bereich der Pflegequalität Hand-
lungsbedarf besteht. Hierauf soll-
te der Gesetzgeber seinen Fokus 
legen und nicht auf unnötige Kom-
petenzverlagerung und Schaffung 
von Strukturen, die am Bedarf vor-
beigehen.

K O M M E N T A R

Und schon  wartet die 
nächste  „Reform“…
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CLAUDIA ACKERMANN 
Leiterin der 
vdek-Landesvertretung 
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Q U A L I T Ä T S S I C H E R U N G

MRE-Projekt gestartet
Am 01.07.2016 ist das Projekt „Analyse der Prävalenz multiresistenter 
Erreger (MRE) in hessischen Krankenhäusern sowie Maßnahmen zur 
Reduktion vermeidbarer Infektionen durch MRE“ (MRE-Projekt Hessen) 
flächendeckend gestartet.

Herr Dr. Misselwitz: Das hessische MRE-
Projekt wird von der Geschäftsstelle Qua-
litätssicherung Hessen (GQH) unter Be-
teiligung des Hessischen Ministeriums für 
Soziales und Integration, der Verbände der 
Krankenkassen und der Hessischen Kran-
kenhausgesellschaft durchgeführt. Was ist 
das konkrete Ziel des Projektes?
Das primäre Ziel des Projektes ist die Be-
kämpfung nosokomialer MRE-Infektionen 
in hessischen Krankenhäusern zum Schut-
ze der Patienten. Dieses Ziel soll über zwei 
Wege erreicht werden. Zum einen über die 
Darstellung und Analyse der Strukturen 
und Prozesse in hessischen Krankenhäu-
sern zum Umgang mit sogenannten Prob-
lemkeimen wie z. B. MRSA, zum anderen 
über die Identifizierung und Beseitigung 
von Qualitätsdefiziten im Bereich der Hy-
giene durch Maßnahmen des Strukturier-
ten Dialogs.

Welche Daten werden von der GQH erho-
ben und wie werden diese ausgewertet?
Im Rahmen des MRE-Projektes werden alle 
Krankenhauspatienten, die mit dem MRSA-
Keim infiziert oder kontaminiert sind, er-
fasst. Eine Ausweitung des Projektes auf 
weitere Problemkeime wie z. B. Multire-
sistente Gramnegative Bakterien (MRGN) 
ist schon in Planung. Neben allgemeinen 
Patientendaten wie z. B. Geburtsdatum, 
Geschlecht und Diagnosen, welche auto-
matisch aus dem internen Krankenhaus-
informationssystem (KIS) übernommen 
werden können, werden darüber hinaus 
spezifische Fragen gestellt, wie z. B. ob die 
Infektion mit MRSA erst im Krankenhaus 
erworben wurde, welche Maßnahmen zur 
Heilung unternommen werden und wie das 
Entlassungsmanagement erfolgt. Die Daten 

werden vierteljährlich von der Geschäfts-
stelle Qualitätssicherung ausgewertet und 
in Form eines Berichtes den Krankenhäu-
sern zurückgespiegelt. Geplant ist auch der 
Einsatz von Qualitätsindikatoren mit denen 
dann eine Aussage zur Versorgungsqualität 
in den Kliniken möglich sein soll. Zusätzlich 
ist von den Krankenhäusern einmalig ein 
Strukturbogen auszufüllen.

Wie werden die Krankenhäuser über eine 
ggf. überdurchschnittlich hohe Infektions-
rate informiert, und welche Konsequenzen 
werden dann gezogen?
Zum einen bekommen die Krankenhäuser 
einen vierteljährlichen Bericht, in wel-
chem sie ihre Ergebnisse im Vergleich 
mit anderen hessischen Krankenhäusern 
sehen. Häuser, die auffällige Ergebnisse 
aufweisen werden weiterhin im Rahmen 
eines sogenannten „Strukturierten Dialo-
ges“ auf ihre Ergebnisse hingewiesen bzw. 
um eine Stellungnahme gebeten. Wenn 
die auffälligen Ergebnisse durch Quali-
tätsdefizite entstanden sind, und die Kli-
nik diese nicht abstellt, kann das zu weite-
ren Konsequenzen führen, die gemeinsam 
von den Vertretern der Krankenkassen, 
der Krankenhausgesellschaft und dem 
Hessischen Ministerium für Soziales und 
Integration getroffen werden. 

Wie sollte sich der Umgang der Kranken-
häuser mit multiresistenten Erregern Ihrer 
Meinung nach in der Zukunft verändern?
Mittlerweile kann das Thema der mul-
tiresistenten Erreger als große Heraus-
forderung im Gesundheitswesen des 21. 
Jahrhunderts gesehen werden. Kranken-
häuser sind die Institutionen, in welchen 
die Folgen übermäßiger und unkritischer 

Antibiotika gabe am deutlichsten sichtbar 
werden. Dementsprechend müssen hier 
frühzeitig alle erdenklichen Maßnahmen 
zur Vermeidung des Aufkommens und der 
Verbreitung dieser Erreger getroffen wer-
den. Dies fängt mit der Identifikation von 
Keimträgern bei der Krankenhausaufnah-
me (Screening) an und geht bis hin zur De-
kolonisierung (Keim nicht mehr nachweis-
bar) bei der Entlassung. Entscheidender 
Faktor zur Vermeidung von Übertragun-
gen ist hierbei die Einhaltung der Hygi-
enemaßstäbe in den Kliniken. Zu all die-
sen Aspekten soll auch unser Projekt einen 
Beitrag leisten. 

Was ist das Besondere des hessischen 
MRE-Projektes im Verhältnis zu bereits lau-
fenden und für die Zukunft angestoßenen 
Qualitätssicherungsverfahren?
Im Unterschied zu anderen bereits laufen-
den oder geplanten QS-Verfahren in die-
sem Bereich versteht sich das MRE-Projekt 
Hessen v. a. als Angebot an die Häuser, die 
hausinternen Strukturen und Prozesse zum 
Thema MRE zu identifizieren, zu analysie-
ren und ggf. zu verbessern. Es spiegelt den 
Häusern konkrete Zahlen wider, mit denen 
die Verantwortlichen die Strukturen und 
Prozesse im Umgang mit MRE zum Schutze 
des Patienten optimieren können.

Herr Dr. Misselwitz, wir danken Ihnen für 
Ihre Einschätzung zum MRE-Projekt.  

DR. BJÖRN MISSELWITZ, Leiter Geschäftsstelle GQH
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F I N A N Z I E R U N G

Krankenkassenwettbewerb 
in Schieflage
Der Morbi-RSA soll für faire Wettbewerbsbedingungen zwischen den 
Krankenkassen sorgen. Doch das gelingt nicht, vielmehr gibt es ein 
Ungleichgewicht zwischen den Kassenarten. Die Ersatzkassen haben 
im Juli 2016 ihre gemeinsamen Reformvorschläge als Forderung an 
die Politik beschlossen.

D
er morbiditätsorientierte Risiko-
strukturausgleich (Morbi-RSA) 
verfehlt sein Ziel, für faire Wett-
bewerbsbedingungen zwischen 

den Krankenkassen zu sorgen. Es kommt 
zu einer Ungleichbehandlung, so dass ei-
nige Krankenkassen mit dem Geld aus dem 
Gesundheitsfonds nicht ihre durchschnitt-
lichen Leistungsausgaben decken können, 
während andere Krankenkassen systema-
tisch bevorteilt werden. Der Morbi-RSA 
muss deshalb nachjustiert werden. Ein Aus-
gleichsverfahren ist nötig, um tatsächlich 
faire Ausgangsbedingungen für alle Kran-
kenkassen im Wettbewerb zu schaffen. Da-
bei sind die folgenden Punkte maßgebend:

Zuschläge für Erwerbsminderungsrentner 
streichen

Mit diesen Zuschlägen sollen die krank-
heitsbedingt höheren Ausgabenbelastun-
gen durch Erwerbsminderungsrentner 
kompensiert werden. Wissenschaftliche 
Untersuchungen zeigen jedoch, dass ein 
Großteil der Versicherten mit Erwerbs-
minderungsstatus auch an mindestens ei-
ner Krankheit leidet, die durch die Krank-
heitsauswahl im Morbi-RSA abgebildet ist. 
Somit erfolgt durch die Zuschläge derzeit 
eine unnötige doppelte „Finanzierung“ der 
Erwerbsminderungsrentner.

Kriterien für die Krankheitsauswahl

Es ist fraglich, ob die 80 durch das Bun-
desversicherungsamt für den Ausgleich 
im Morbi-RSA ausgewählten Krankheiten 

repräsentativ für die Morbidität der Ver-
sicherten sind. Die Auswahl der Krankhei-
ten findet anhand von drei Kriterien statt: 
Durchschnittskosten der Krankheit pro Ver-
sichertem, Krankheitsschwere (Anteil der 
Erkrankten, die im Krankenhaus behandelt 
werden oder eine chronische Erkrankung 
haben), Kostenintensität.

Unklar ist z. B. die Definition einer kos-
tenintensiven Krankheit. Handelt es sich 
um Erkrankungen, die in der Einzelbe-
handlung teuer sind, oder die erst durch 
eine große Anzahl von Betroffenen kosten-
intensiv werden? Die aktuell angewandte 
Rechenmethode führt zu mehr Zuschlägen 
für sog. Volkskrankheiten, wie z. B.: Diabe-
tes, Herzerkrankungen oder rheumatoide 
Arthritis. Krankenkassen, die viele Patien-
ten mit schweren und teuren Krankheiten 
versichern, werden hierbei benachteiligt.

Unterschiede von Region zu Region

Die Kosten für die gesundheitliche Versor-
gung differieren von Region zu Region. In 
den Städten ist das Versorgungsangebot 
hoch – die Ausgaben pro Versicherten sind 
deshalb höher als auf dem Land. Das führt 
zu einer Benachteiligung der Krankenkas-
sen mit vielen Versicherten in Ballungs-
räumen. Deshalb sollten die realen Versor-
gungsbedingungen vor Ort im Morbi-RSA 
berücksichtigt werden.

Die politische Diskussion um die Re-
form des Morbi-RSA wurde angestoßen. 
Nun muss die Politik im o. g. Sinne han-
deln und den Morbi-RSA entsprechend 
weiterentwickeln.  

Mit Hilfe des geplanten neuen 
Transplantationsregistergesetzes 
soll die Transparenz über das Trans-
plantationsgeschehen in Deutsch-
land verbessert werden. Dies soll 
unter anderem dadurch gesche-
hen, dass ein bundesweites Trans-
plantationsregister errichtet wird, 
in dem alle Daten zentral gespei-
chert werden. Damit sollen auch die 
Vorbehalte der Menschen abgebaut 
werden, die sich wegen der Mani-
pulation von Wartelisten in einigen 
Transplantationszentren in den ver-
gangenen Jahren vergrößert haben. 
Dadurch sank die Anzahl von Organ-
spenden.
Die Einrichtung eines zentralen Re-
gisters ist ein wichtiges Instrument 
zur Qualitätssicherung. Zwar besagt 
das Transplantationsgesetz bereits 
heute, dass Organe nach Dringlich-
keit und Erfolgsaussicht vergeben 
werden sollen. Aufgrund mangeln-
der Datenqualität wird bisher jedoch 
häufig nur nach Dringlichkeit vermit-
telt. Mit der Einrichtung eines zentra-
len Transplantationsregisters sollte 
nach Ansicht des vdek deshalb auch 
eine bessere Verteilungsgerechtig-
keit einhergehen. Der aktuelle Ge-
setzentwurf sieht vor, dass die Pati-
enten der Datenerfassung zustimmen 
müssen. Eine solche Regelung würde 
sich auf ein Register, das flächende-
ckend und vollständig Daten erheben 
soll, negativ auswirken.

V E R S O R G U N G S Q U A L I T Ä T

Mehr Transparenz 
durch Registergesetz
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Solider Impfschutz bei hessischen Erstklässlern

Die hessischen Erstklässler haben zumeist einen soliden 
Impfschutz. Dem Robert-Koch-Institut zu Folge legten 2014 
in Hessen rund 52.000 Kinder bei der Einschulungsuntersu-
chung ihr Impfheft vor und belegten damit ihre Impfungen. 
97,2 Prozent der Kinder hatten z. B. die erste Impfdosis ge-
gen Mumps, Masern und Röteln erhalten. Die zweite Impfdo-
sis konnten nur 93,8 Prozent nachweisen. Im Vergleich zum 
Bundesdurchschnitt schneidet Hessen tendenziell gut ab. So 
liegt die Impfquote in Hessen bei der ersten Mumps/Masern/
Röteln-Impfung um 0,7 Prozentpunkte höher als im Bundes-
durchschnitt, bei Diphterie mit 96,1 Prozent um 0,3 Prozent-
punkte und bei Tetanus mit 96,2 Prozent um 0,2 Prozent-
punkte höher. Der solide Impfschutz bei der Einschulung 
hessischer Kinder sollte weiter intensiviert werden.

Die Kunststudentin Martha Frieda Friedel aus Kassel hat 
den dritten Platz beim bundesweiten Fotowettbewerb 
„WAS KANN SELBSTHILFE?“ des vdek gewonnen. Zu-

sammen mit den anderen Preisträgern wurde sie bei einer 
Festveranstaltung in Berlin geehrt. Sie hatte die Jury mit ihren 
Porträts eines 83-jährigen ehemaligen Krebspatienten (Titel: 
„HANS“) überzeugt.
Martha Friedel studiert „Bildende Kunst“ an der Kunsthoch-
schule Kassel in der „Klasse für experimentelle Fotografie“ bei 
Bernhard Prinz. Für die Gewinnerin bedeutet Selbsthilfe zu-
nächst, sich selbst gemeinsam mit anderen zu helfen. Gemein-
sam mit „HANS“ war sie zur Preisverleihung nach Berlin ge-
kommen. Sie sagt über ihn: „Er ist einer der aktivsten Menschen, 
die ich bisher kennenlernen durfte.“
Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe würdigte das En-
gagement der Wettbewerbsteilnehmer und die Bedeutung der 
Ausstellung für die gesundheitliche Selbsthilfe.

V D E K - F O T O W E T T B E W E R B  S E L B S T H I L F E

Platz 3 für hessische Preisträgerin

S C H U T Z I M P F U N G E N

Die vdek-Landesvertretung Hessen sieht die Arzneimit-
telausgaben in Hessen mit Sorge. Im vergangenen Jahr 
wurden Arzneimittel im Wert von 2,42 Milliarden Euro 

über die gesetzlichen Krankenkassen abgerechnet. Im Durch-
schnitt verordneten die hessischen Ärzte Medikamente im 
Wert von rund 532 Euro pro Versicherten und Jahr. Damit sind 
die Kosten pro Kopf im Vergleich zum Vorjahr um 4,3 Prozent 
gestiegen. Hessen liegt damit bei der Steigerung der Pro-Kopf-
Ausgaben für Medikamente leicht über dem Bundesdurch-
schnitt von 4,2 Prozent (Quelle: GKV-Arzneimittel-Schnellin-
formation des GKV-Spitzenverbands).
In nahezu allen Altersgruppen war im Jahr 2015 der Brutto-
umsatz der Verordnungen durch hessische Mediziner niedri-
ger als der Bundesdurchschnitt. So lag das durchschnittliche 
Verordnungsvolumen in den Altersgruppen ab 55 Jahre bis 
über 90 Jahre zwischen 7,06% und 12,1% unter dem jeweili-
gen Bundesdurchschnitt. Über alle Altersgruppen hinweg lag 
das durchschnittliche Verordnungsvolumen 52,23 Euro bzw. 
ca. 9 Prozent niedriger als im Bundesvergleich. Insoweit ist 
die Verordnungssituation in Hessen vergleichsweise weniger 
kritisch. Das Ausgabenvolumen insgesamt gibt jedoch Anlass 
zur Sorge.
Die vdek-Landesvertretung Hessen begrüßt dem Grunde nach 
das Vorhaben des Bundesministeriums für Gesundheit, die 
freie Preisgestaltung der Pharmaunternehmen im ersten Jahr 
nach Zulassung eines patentgeschützten Medikaments zu be-
grenzen. Hierbei ist aber der in die Diskussion eingebrachte 
Umsatzschwellenwert von 250 Millionen Euro im ersten Jahr 
deutlich zu hoch angesetzt. Der vorgelegte Referentenentwurf 
zur Arzneimittelreform beinhaltet insofern zwar gute Ansät-
ze, geht aber nicht weit genug. Dem Entwurf fehlt eine in die 
Zukunft gerichtete Strategie im Umgang mit sehr hochpreisi-
gen Arzneimitteln. Der mit dem GKV-Spitzenverband ausge-
handelte Preis mit dem Hersteller muss z. B. rückwirkend zur 
Markteinführung gelten.

L E I S T U N G S A U S G A B E N

Arzneimittelausgaben in Hessen
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Frau Dr. Sommer, Sie sind jetzt bereits 
seit mehr als sechs Monaten gesund-
heitspolitische Sprecherin der SPD-
Fraktion im hessischen Landtag. Haben 
sich Ihre Erwartungen in Bezug auf das 
neue Aufgabengebiet erfüllt?
Das Themenfeld Gesundheit ist sehr fa-
cettenreich und spannend. Gesundheit 
ist unser höchstes Gut; Gesundheits- 
und Pflegethemen rücken immer mehr 
in den Fokus. Sie sind Zukunftsthemen! 
Insofern ist das neue Aufgabengebiet so 
interessant wie erwartet. 

Was sind Ihrer Meinung nach die größ-
ten Herausforderungen, mit denen wir 
uns in den kommenden Jahren im Ge-
sundheitswesen beschäftigen müssen?
Größte Herausforderung und Ziel zu-
gleich ist die Sicherstellung der ge-
sundheitlichen Versorgung mit all ih-
ren Teilaspekten! D. h., dem Ärzte- und 
Pflegekräftemangel muss begegnet, der 
ärztliche Notdienst sichergestellt, der 
Hebammenmangel bekämpft werden 
etc. Oftmals geht es v. a. um Rahmenbe-
dingungen, die sich verbessern müssen. 
Denn ein Gesundheitssystem ist im-
mer nur so belastbar wie die Fachkräf-
te, die es tragen. Ohne ausreichendes 
Personal geraten laut der Vertreter des 
Vereins demokratischer Ärztinnen und 
Ärzte Patientinnen und Patienten in Ge-
fahr. Im Sinne der Patientinnen und Pa-
tienten sowie der Beschäftigten werden 
wir uns daher als SPD-Landtagsfrakti-
on weiterhin für Personalmindeststan-
dards und verbesserte Rahmenbedin-
gungen einsetzen.

Was wünschen Sie sich diesbezüglich 
für die Zukunft?
Ich wünsche mir eine qualitativ hoch-
wertige bedarfsgerechte, wohnortnahe 

sowie menschenwürdige Gesundheits-
versorgung und Pflege, damit meine 
ich die Aufrechterhaltung von flächen-
deckenden Versorgungsstrukturen 
(medizinische, pflegerische, allg. Ver-
sorgung) sowie eine finanziell langfris-
tig abgesicherte Umsetzung von Prä-
ventions-, Pflege-, Betreuungs- und 
Beratungsangeboten!
Zum einen müssen Berufe im Gesund-
heitswesen attraktiv gestaltet werden, 
das bedeutet, neben einer verbesser-
ten Entlohnung, die Rahmenbedingun-
gen zu optimieren. Zum anderen muss 
es möglich sein, dass jede Bürgerin 
und jeder Bürger, egal ob jung oder alt, 
Haus- und Fachärzte, Hilfsangebote so-
wie eine kompetente Beratung wohn-
ortnah erreichen und erhalten kann. Je-
der soll die Versorgung bekommen, die 
er benötigt!
Gesundheitssysteme müssen Antwor-
ten geben auf heutige und künftige An-
forderungen. Dafür muss die Kran-
kenhaus- und Gesundheitsplanung 
fokussiert werden und eruieren, wo zu-
sammengearbeitet werden kann, wo 
Synergien genutzt, wo Strukturen opti-
miert und Versorgungsgebiete intelli-
gent definiert werden können – immer 
unter Berücksichtigung der Bedarfe der 
Menschen, die Versorgung leisten oder 
diese benötigen. 

Frau Dr. Sommer, vielen Dank für Ihre 
Einschätzung.

D R E I  F R A G E N  A N  D R .  D A N I E L A  S O M M E R

„Gesundheit ist unser höchstes Gut; Gesund-
heits- und Pflegethemen rücken immer mehr 
in den Fokus. Sie sind Zukunftsthemen!“

DR. DANIELA SOMMER 
MdL, gesundheits-

politische Sprecherin 
der SPD-Fraktion

FO
TO

  p
riv

at

A M B U L A N T E  V E R S O R G U N G

Psychotherapeutische 
Sprechstunden ab 2017

Der vdek sieht den Beschluss zur 
Strukturreform der ambulanten 
Psychotherapie durch den Ge-

meinsamen Bundesausschuss (G-BA) 
positiv. Nach langjährigen Verhandlun-
gen soll der Beschluss zum 1. April 2017 
in Kraft treten. Die Einrichtung von psy-
chotherapeutischen Sprechstunden für 
die Versicherten wird ausdrücklich be-
grüßt. Dadurch steht den Betroffenen 
schnell ein Ansprechpartner zur Sei-
te, der dabei hilft abzuklären, wie not-
wendig und dringlich eine Behandlung 
ist. Somit kann von Anfang an die Thera-
pie eingeleitet werden, die für den Pati-
enten und seine Bedürfnisse am besten 
geeignet ist. Geplant ist, die Terminser-
vicestellen der Kassenärztlichen Ver-
einigungen bei der Vermittlung der 
Sprechstunden einzubinden. Die Ver-
mittlung eines Termins soll innerhalb 
von vier Wochen geschehen. Weiterhin 
soll die Versorgung dadurch verbessert 
werden, dass die telefonische Erreich-
barkeit der Praxen verpflichtend gere-
gelt wird, ferner durch neue Maßnah-
men zur Vermeidung von Rückfällen, 
die Einrichtung psychotherapeutischer 
Akutbehandlungen für Krisen- und Aus-
nahmezustände und eine Vereinfachung 
des Antrags- und Gutachterverfahren. 
Von der Förderung der Gruppentherapie 
erhofft sich der vdek, dass diese bislang 
selten genutzte Therapieform in Zukunft 
verstärkt angeboten wird.
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Seit dem 1. April 2016 werden im „Heilhaus Kassel“ Menschen unterschiedlichen 
Alters palliativ-medizinisch und -pflegerisch versorgt, beraten und beim Umgang 
mit dem Abschied vom Leben unterstützt. Möglich wurde dies durch den Abschluss 
eines Vertrages zwischen den gesetzlichen Krankenkassen in Hessen und dem 
Hospiz über die Einrichtung des bundesweit ersten Mehrgenerationenhospizes in 
Kassel. Der Vertrag regelt u. a. auch das Leistungsangebot und dessen Vergütung. 
Während junge Hospizgäste in der „Schule für schwer kranke Kinder und Jugendli-
che im Heilhaus“ in einer kleinen Gruppe lernen und Zugehörigkeit erfahren, kann 
für Familien und nahe Freunde auch Wohnraum zur Verfügung gestellt werden. So 
wird in der letzten Lebensphase ein gemeinschaftlich-familiäres Hospizleben er-
möglicht. Das Hospiz bietet Platz für acht Gäste und steht unter der Schirmherr-
schaft von Bundesministerin Dr. Ursula von der Leyen.

P A L L I A T I V V E R S O R G U N G

„Mehrgenerationenhaus“ – 
Erstes Hospiz seiner Art eröffnet

Bereits seit 2002 werden die Ambulanten Hospizdienste (AHD) durch die gesetzli-
chen Krankenkassen (GKV) gefördert. In diesem Jahr erhalten die 72 antragstellen-
den AHDs in Hessen insgesamt 5.256.000,- Euro von der GKV. Mit 2.443.000,- Euro 

bestreiten die Ersatzkassen in Hessen den größten Teil dieser Förderung.
Durch das Gesetz zur Verbesserung der Hospiz- und Palliativversorgung, das am 8. De-
zember 2015 in Kraft getreten ist, wurde die Förderung der Ambulanten Hospizdienste 
erneut deutlich verbessert. Die Fördersumme, die seitens der GKV zur Verfügung gestellt 
wird, hat sich von 3.920.000,- Euro im Jahr 2015 auf 5.256.000,- Euro im Jahr 2016 erhöht. 
dies entspricht einer Steigerung von ca. 34%.
Die Förderung der AHDs ist aus Sicht der Ersatzkassen besonders wichtig, um die best-
mögliche Versorgung schwerstkranker Menschen in ihrer letzten Lebensphase zu ge-
währleisten. In den AHDs setzen sich qualifizierte Ehrenamtliche für die Wünsche und 
Bedürfnisse der sterbenden Menschen ein. Im Zentrum steht dabei, ihnen ein würdevol-
les und selbstbestimmtes Leben bis zum Lebensende zu ermöglichen.

S T E R B E B E G L E I T U N G

Ambulante Hospizförderung

HOSPIZFÖRDERUNG durch die GKV in Hessen 2006 - 2016 (in Euro)

Großer Andrang auch in diesem Jahr 
beim 33. Markt der Frankfurter Selbst-
hilfegruppen in den Römerhallen und 
auf dem Römerberg: Am 13. Mai 2016 
stellten rund 85 Frankfurter Selbst-
hilfegruppen ihre Arbeit vor und in-
formierten über ihren Fokus und die 
Ziele der jeweiligen Gruppe. Die ge-
setzlichen Krankenkassen in Hessen 
fördern in diesem Zusammenhang die 
gesundheitsbezogene Selbsthilfe im 
Rahmen der Gemeinschaftsförderung 
mit ca. 2,5 Mio. Euro. Davon tragen 
die Mitgliedskassen des Verbands der 
Ersatzkassen e. V. (vdek) mit ca. 1,15 
Mio. Euro fast die Hälfte.
Die Resonanz der Besucher auf die 
von der Selbsthilfe-Kontaktstelle 
(SHK), der Stadt Frankfurt und zahl-
reichen Selbsthilfegruppen organi-
sierte Veranstaltung war sehr positiv. 
Maren Kochbeck, die Geschäftsführe-
rin der SHK Frankfurt, betonte in ih-
rer Rede, wie wichtig die Arbeit der 
insgesamt rund 600 Selbsthilfegrup-
pen in Frankfurt sei und dankte den 
Mitgliedern für ihr Engagement. Die 
ältesten Suchtselbsthilfe-Verbän-
de, wie der Kreuzbund, bestehen seit 
über hundert Jahren. Für den Ma-
gistrat der Stadt Frankfurt sprachen 
Christian Setzepfandt und Rena-
te Wolter-Brandecker. Beide beton-
ten ebenfalls die wichtige Rolle der 
Selbsthilfe für das Gesundheitswe-
sen und die Erkrankten.

S E L B S T H I L F E

33. Markt der 
 Frankfurter 
 Selbsthilfegruppen
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Ein halbes Jahr nach Einführung der 
Terminservicestellen in den einzel-
nen Bundesländern hat die Kassen-
ärztliche Vereinigung Hessen (KVH) 
eine Zwischenbilanz gezogen. Seit 
Ende Januar wurden insgesamt 
5.138 Termine vermittelt und bestä-
tigt, pro Tag etwa 39 Termine. Durch 
Rückmeldung aus den Praxen wur-
de ermittelt, dass 3,1 Prozent der 
Termine nicht wahrgenommen 
wurden, da die Patienten nicht zum 
vereinbarten Zeitpunkt erschienen. 
Am häufigsten vermittelten die Mit-
arbeiter der Terminservicestelle 
in Hessen Termine beim Neurolo-
gen. Hier waren es durchschnittlich 
71 Termine in der Woche. Weiterer 
„Spitzenreiter“ war die Anzahl ver-
mittelter Termine beim Orthopäden 
mit durchschnittlich 31 pro Woche, 
beim Hautarzt mit 26,1 und beim 
Kardiologen mit 25,8. Die wenigsten 
Termine wurden in den Bereichen 
Radiologie (3,8 Termine/Woche), 
Neurologie/Psychiatrie (6,1 Termi-
ne/Woche) und beim Gastroente-
rologen (11,4 Termine/Woche) ver-
mittelt. Der Gesetzgeber hatte die 
Kassenärztlichen Vereinigungen 
dazu verpflichtet, bis spätestens 25. 
Januar 2016 eine Terminservicestel-
le in den jeweiligen Bundesländern 
einzurichten. Dem ist die KVH nach-
gekommen.

Bereits zum vierten Mal in Folge ging 
die vdek-Landesvertretung Hes-
sen mit einem eigenen Team beim 

J. P. Morgan Corporate Challenge in Frank-
furt an den Start. Insgesamt fast 70.000 
Teilnehmer waren für den inzwischen 24. 
Frankfurter Firmenlauf gemeldet, dem 
größten Firmenlauf weltweit. Neben dem 
sportlichen Aspekt will die Veranstaltung 
auch Werte wie Teamgeist, Fairness und 
Gesundheit unterstützen. U. a. geht in die-
sem Jahr eine Spende von 245.500 Euro, 
die sich je hälftig aus den Startgebühren 
und einem Zuschuss des Veranstalters zu-
sammensetzt, an sinnvolle und nachhalti-
ge Sportprojekte für junge Menschen mit 
Behinderung.
Die Mitarbeitergesundheit hat beim vdek 
einen hohen Stellenwert. Deshalb werden 
gesundheitsfördernde Maßnahmen, wie 
z. B. die Teilnahme an einem Firmenlauf, 
entsprechend unterstützt.

G E S U N D H E I T S F Ö R D E R U N G

Laufen für den 
guten Zweck

S E R V I C E

Terminservice-
stellen, ein 
 ZwischenstandEs gibt Handlungsbedarf, sofern das 

deutsche Gesundheitswesen seinen 
guten Ruf auch in der Zukunft hal-
ten will. Dieser Meinung ist Fritz Bes-
ke, Autor von „Perspektiven des Ge-
sundheitswesens“. Beske beschreibt 
die Hintergründe und liefert Lösungs-
vorschläge z. B. für die Bereiche Kran-
kenhausstruktur, hausärztliche Ver-
sorgung, Qualitätssicherung, Stellung 
des Gemeinsamen Bundesausschus-
ses und elektronische Gesundheits-
karte. Ziel sei die Sicherstellung der 
notwendigen Gesundheitsversorgung 
für alle. Handeln müsse die Politik.

Fritz Beske 
Perspektiven des Gesundheits-
wesens – Geregelte Gesund-
heitsversorgung im Rahmen der 
sozialen Marktwirtschaft 
2016, 116 Seiten, € 24,99 
Springer, Berlin 

Seit dem 01. Januar 2016 greift der 
neue Pflegebedürftigkeitsbegriff, am 
01.01.2017 treten das neue Einstu-
fungsverfahren und die Umstellung 
der Leistungen aus der Pflegeversi-
cherung in Kraft. Doch was bedeu-
tet das für die ambulante Pflege? 
Andreas Heiber beleuchtet z. B. 
die mittelfristige Bedeutung neuer 
Gesetze für den Personalbedarf. Er 
erläutert, wie sich die ergänzten 
Leistungen nutzen lassen und zeigt 
die Auswirkungen auf die ambulante 
Pflege auf, so dass Verantwortliche 
für die Pflegebedürftigen passgenaue 
Strategien entwickeln können.

Andreas Heiber 
Das Pflege-Stärkungsgesetz 2 
Pflegeversicherung 2.0 
– die Änderungen meistern 
2016, 213 Seiten, € 37,– 
Vincentz Network, Hannover

B Ü C H E R

Gesundheitswesen 
im Wandel

Ambulante Pflege 
im Wandel
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